
BEWÄHRTE INFORMATION –
IN NEUEM OUTFIT
Vor mehr als zehn Jahren starteten wir mit der monatlichen Ausgabe unseres „ECA Monat“.  
Kaum wer glaubte – wahrscheinlich nicht einmal wir selber – dass dieses Informations-
blatt nach so langer Zeit noch immer erscheinen würde. In diesem Zeitraum gab es ja 
immerhin fünf neue Regierungen, wer konnte da glauben, dass sich unser ECA Monat  
über so viele Jahre halten würde?

Wir haben uns in jeder Ausgabe bemüht, steuerlich und wirtschaftlich relevante Infor-
mationen kompakt, in so einfachen Worten wie möglich und trotzdem noch fachlich 
korrekt darzustellen. Dieses Rezept ist wahrscheinlich der Schlüssel zum Erfolg, denn wir 
erhalten nach wie vor viele positive Rückmeldungen auf unsere Monatszeitschrift.

Nun ist unser „ECA Monat“ in den Teens angekommen. Neben der Beibehaltung des 
hohen inhaltlichen Qualitätsanspruchs also höchste Zeit, zumindest gestalterisch das 
Outfit zu wechseln: locker, aufgeräumt und zukunftsorientiert – ganz nach unserem 
Motto „Im Wandel der Zeit gut beraten“.
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In bestimmten Fällen müssen österrei-
chische Unternehmer bei Zahlungen an 
ausländische Unternehmer eine besonde-
re Steuer einbehalten. Diese sogenannte 
Abzugsteuer ist an das zuständige Finanz-
amt abzuführen.

Die Abzugsteuer beträgt 20 % des gezahl-
ten Bruttobetrages. Der österreichische 
Unternehmer haftet dabei – ähnlich 
wie bei der Lohnsteuer und der Kapital-
ertragsteuer – verschuldensunabhängig 
für die Einbehaltung und Abfuhr der 
Steuerabzugsbeträge. Um nachträgliche 
steuerliche oder sogar finanzstrafrecht-
liche Konsequenzen zu vermeiden, emp-
fiehlt es sich, rechtzeitig eine sorgfältige 
Prüfung im Hinblick auf eine mögliche 
Abzugsteuerpflicht vorzunehmen.

Welche Dienstleistungen unter-
liegen der Abzugsteuerpflicht?
Der Abzugsteuer unterliegen Zahlungen 
für empfangene Dienstleistungen, wel-
che von bestimmten ausländischen 
Unternehmern, wie z. B. Schriftstellern, 
Vortragenden, Künstlern, Sportlern, 
kaufmännischen oder technischen Be-
ratern, Lizenzgebern oder Aufsichtsrä-
ten erbracht werden. Als ausländische 
Unternehmer gelten in diesem Zusam-
menhang natürliche Personen, die we-
der einen Wohnsitz noch ihren gewöhn-

Mit 1.1.2019 wurde das Verfahren zur 
Rückerstattung österreichischer Lohn-, Ka-
pitalertrag- und sonstiger Abzugsteuern 
geändert. Ausländische Vergütungsemp-
fänger haben nun vor Stellung eines Rück-
erstattungsantrags eine elektronische 
Voranmeldung durchzuführen.

Ausländische Zahlungsempfänger (be-
schränkt steuerpflichtige ausländische 
natürliche und juristische Personen) kön-
nen wie bisher die Rückerstattung von 
österreichischen Abzugsteuern (Kapital-
ertragsteuer, Lohnsteuer, sonstige Abzug-
steuern) beim Finanzamt Bruck Eisenstadt 
Oberwart beantragen. Eine Rückerstat-
tung kommt dabei insbesondere aufgrund 
von Regelungen in Doppelbesteuerungs-
abkommen oder bei zu Unrecht einbehal-
tener Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer oder 
sonstiger Abzugsteuer in Frage. 

lichen Aufenthalt in Österreich haben. 
Zahlungen an juristische Personen, die 
weder die Geschäftsleitung noch ihren 
Sitz im Inland haben, unterliegen eben-
so der Abzugsteuerpflicht.

Abzugsteuer im Rückerstattungs-
wege zurückverlangen
Leisten österreichische Unternehmer Zah-
lungen an ausländische Unternehmer, 
besteht in den oben genannten Fällen die 
Verpflichtung, vom gezahlten Bruttobe-
trag 20 % Abzugsteuer an das zuständige 
österreichische Finanzamt abzuführen.

Schuldner der Abzugsteuer ist zwar der 
ausländische Zahlungsempfänger, die 
Verpflichtung zur rechtmäßigen Abfuhr 
der Steuer trifft jedoch den inländischen 
Unternehmer. Der Steuerabzug ist im 
Zeitpunkt des Zuflusses beim Empfän-
ger vorzunehmen und spätestens bis 
zum 15. des nächstfolgenden Monats 
an das zuständige Finanzamt abzufüh-
ren sowie zu melden.

Stellt sich nach Einbehalt und Abfuhr 
der Abzugsteuer durch den österrei-
chischen Unternehmer heraus, dass 
Österreich aufgrund des zwischen dem 
ausländischen Leistungserbringer und 
Österreich geltenden Doppelbesteue-
rungsabkommens lediglich ein einge-
schränktes oder gar kein Besteuerungs-

Verfahren zur Rückerstattung
Die Rückerstattung erfolgt seit 1.1.2019 
über ein eigenes Verfahren, das folgende 
Schritte vorsieht:

1. Anträge sind im entsprechenden Web-
Formular auszufüllen und elektronisch 
zu übermitteln (Vorausmeldung), wobei 
die Vorausmeldung erst nach Ablauf 
des Jahres des Einbehaltes zulässig ist. 

2. Die übermittelte Vorausmeldung in-
klusive der Übermittlungsbestäti-
gung (samt Transaktionsnummer) ist 
auszudrucken und vom Antragsteller 
zu unterschreiben. Zusätzlich ist die 
auf der ausgedruckten Vorausmel-
dung vorgesehene Bestätigung der 
ausländischen Steuerbehörde (Ansäs-
sigkeitsbestätigung) vom Antragsteller 
einzuholen. 

recht zukommt, so hat der ausländische 
Unternehmer die Möglichkeit, die zuvor 
einbehaltene Abzugsteuer im Rücker-
stattungswege zurückzuverlangen.

DBA-Entlastungsverordnung
Demgegenüber kann unter bestimmten 
Voraussetzungen auch eine sofortige 
Entlastung an der Quelle durch den ös-
terreichischen Unternehmer vorgenom-
men werden. Das ist dann möglich, wenn 
die in der sogenannten DBA-Entlastungs-
verordnung geregelten Voraussetzungen 
erfüllt werden. Im Wesentlichen hat 
dabei der österreichische Unternehmer 
gegenüber der österreichischen Finanz-
verwaltung unter Mithilfe des auslän-
dischen Leistungserbringers bestimmte 
Dokumentationserfordernisse zu erfül-
len. Werden sämtliche Voraussetzungen 
erfüllt, ist in diesen Fällen keine Abzug-
steuer einzubehalten.

>  Fazit:

Werden von österreichischen Unter-
nehmern Zahlungen an ausländische Un-
ternehmer geleistet, empfiehlt es sich, 
derartige Fälle auf eine mögliche Ab-
zugsteuerpflicht bereits im Vorfeld sorg-
fältig zu prüfen und gegebenenfalls die 
erforderlichen Maßnahmen zu setzen. 

3. Nach Einholung der Ansässigkeitsbe-
stätigung ist die ausgedruckte Voraus-
meldung gemeinsam mit allfälligen Un-
terlagen postalisch an das Finanzamt 
Bruck Eisenstadt Oberwart zu übermit-
teln. Nur auf diese Weise eingebrachte 
Anträge entsprechen laut BMF den 
gesetzlichen Vorschriften.

ABZ-Nummer für künftige
Rückerstattungsverfahren
Bei erstmaliger Beantragung der Rück-
erstattung der österreichischen Abzug-
steuer erhält jeder Antragsteller eine 
Identifikationsnummer (ABZ-Nummer), 
die in allen zukünftigen Rückerstat-
tungsverfahren verpflichtend anzufüh-
ren ist. Weiters ist zu beachten, dass bei 
Vorliegen verschiedener Einkünfte (auch 
innerhalb derselben Einkunftsart) meh-
rere Anträge zu stellen sind.

ABZUGSTEUER BEI ZAHLUNGEN AN
AUSLÄNDISCHE UNTERNEHMER

NEUE MELDEVERPFLICHTUNG BEI STEUERRÜCKERSTATTUNG DURCH AUSLÄNDER
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Die A1-Bescheinigung dient als Nachweis, 
dass in Österreich eine aufrechte Sozial-
versicherung besteht. Sollte keine A1-Be-
scheinigung mitgeführt werden, drohen in 
den meisten europäischen Ländern emp-
findliche Bußgeldvorschreibungen.

Entsendung von Dienstnehmern

Dienstnehmer, die im Auftrag des Ar-
beitsgebers ins EU/EWR-Ausland bzw. 
in die Schweiz reisen, haben eine A1-
Bescheinigung mit sich zu führen.

Arbeitet etwa ein Dienstnehmer im Rah-
men einer Messe für einige Tage oder 
auch nur einige Stunden im Ausland, 
müssten dafür Zahlungen in das Sozial-
versicherungssystem des anderen Landes 
geleistet werden. Um dieser Doppelbela-
stung innerhalb Europas entgegenzuwir-
ken, gibt es die A1-Bescheinigung. 

Die Rechtsgrundlage für die Notwendig-
keit einer A1-Bescheinigung ist schon 
seit längerem in Kraft, allerdings wird in 
letzter Zeit vermehrt von Kontrollen be-
richtet. Die Kontrollen finden vor allem 
bei Messen, Seminaren, Flughäfen oder 
in Hotels statt.

Beantragung der
A1-Bescheinigung

Anträge auf Ausstellung des A1-Formu-
lars sind bei dem für die Versicherung zu-
ständigen Krankenversicherungsträger 
einzubringen. Die Gebietskrankenkas-
sen empfehlen, künftige Beantragungen 
auf Ausstellung eines A1-Formulares 
in elektronischer Form (ELDA = Elektro-
nischer Datenaustausch mit den öster-
reichischen Sozialversicherungsträgern) 
vorzunehmen. Die Ausstellung auf die-
sem Weg hat auch den Vorteil, dass die 
Bearbeitung durch die GKK schneller er-
folgt und auch das ausgestellte Formu-
lar „PD A1“ mittels ELDA rückübermittelt 
wird (Wegfall des Postweges).

Bei regelmäßigen Dienstreisen (mehr 
als sechs pro Jahr und Mitarbeiter) kann 
eine A1-Bescheinigung für bis zu maxi-
mal 24 Monate und auch mehrere Ziel-
länder (EU/EWR Raum inkl. Schweiz) 
ausgestellt werden.

Auslandstätigkeiten von
Selbständigen

Von einer Entsendung spricht man auch 
dann, wenn man eine selbständige Tä-
tigkeit vorübergehend – etwa zur Erle-
digung eines Auftrages – auch in einem 
anderen Mitgliedstaat ausübt.  Dadurch 
soll verhindert werden, dass während 
einer vorübergehenden Tätigkeit im Aus-
land auch dort eine Sozialversicherungs-
pflicht entsteht.

Als Nachweis ist auch in diesem Fall 
eine Entsendebescheinigung mittels 
Formular A1 erforderlich. Dieses wird 
für Selbständige von der zuständigen 
Landesstelle der Sozialversicherung der 
gewerblichen Wirtschaft ausgestellt.

Voraussetzungen für Selbständige

Um weiterhin in Österreich der Sozial-
versicherung  zu unterliegen und kei-
ne Versicherungspflicht im Ausland zu 
bewirken, müssen folgende Vorausset-
zungen erfüllt werden:

•  Die selbständig tätige Person führt eine 
nennenswerte Tätigkeit im Gebiet des 
Mitgliedstaates aus, in dem sie ansässig 
ist.

•  Die selbständige Tätigkeit muss bereits 
zwei Monate vor der beabsichtigten 
Entsendung ausgeübt worden sein.

•  Die in Österreich für den Betrieb not-
wendige Infrastruktur wie Büroräu-
me, Gewerbeberechtigung, uä bleibt 
bestehen.

•  Die Tätigkeit kann in Österreich sofort 
nach der Rückkehr wieder fortgesetzt 
werden.

•  Der Selbständige muss in dem Mitglied-
staat, in den er sich entsendet, eine 
ähnliche Tätigkeit ausüben, wie im Staat, 
in dem er ansässig ist. Bei der Beurteilung 
der Ähnlichkeit kommt es auf die tatsäch-
liche Eigenart der Tätigkeit an und nicht 
darauf, ob diese Tätigkeit als unselbstän-
dige oder selbständige Tätigkeit qualifi-
ziert wird. Jedenfalls liegt eine ähnliche 
Tätigkeit vor, wenn sie Ausfluss jenes 
Tätigkeitsfeldes ist, für das die Person im 
Entsendestaat eine Gewerbeberechti-

gung oder Berufsberechtigung besitzt.

Entsendedauer

Die Entsendung darf grundsätzlich ma-
ximal 24 Monate dauern. Eine darüber 
hinaus gehende Verlängerung ist ledig-
lich im Rahmen einer Ausnahmeverein-
barung, welche in Österreich beim Bun-
desministerium für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz einzubringen ist, 
möglich.

Beispiel 1)

Eine Person betreibt in Österreich einen 
Tischlereibetrieb und übernimmt für elf 
Monate in Tschechien einen Auftrag als 
Tischler. In welchem Mitgliedstaat ist die 
Person in diesen elf Monaten zu versi-
chern?

… Selbständige Tätigkeit wird gewöhnlich
ausgeübt in: Österreich

…  Tätigkeit in einem anderen Mitglied-
staat ist ident oder ähnlich: JA

… Rechtsvorschriften: Österreich

Beispiel 2)

Ein Inhaber eines Installateurbetriebes 
in Slowenien arbeitet zwölf Monate bei 
einem Installateur in Österreich. Welchen 
Rechtsvorschriften unterliegt diese Per-
son?

… Selbständige Tätigkeit wird gewöhnlich
ausgeübt in: Slowenien

… Tätigkeit in einem anderen Mitglied-
staat ist ident oder ähnlich: JA

… Rechtsvorschriften: Slowenien

Nichtvorliegen einer
A1-Bescheinigung

Das Nichtmitführen des Formulars hat 
zur Folge, dass entsendete Arbeitnehmer 
oder Selbständige nach dem Sozialversi-
cherungsrecht des Landes, in dem sie sich 
aufhalten, zu versichern wären. In einigen 
EU-Staaten wurden bei Nichtvorlage des 
Formulars bereits Geldstrafen verhängt. 

>  Fazit:

Bitte beachten Sie, dass für jede noch so 
kurze grenzüberschreitende Tätigkeit, 
aber auch beim Besuch von Messen und 
Seminaren ab dem ersten Tag eine A1-Be-
scheinigung notwendig ist. Eine zeitliche 
Bagatellgrenze für Dienstreisen oder Ent-
sendungen sehen die gesetzlichen Rah-
menbedingungen derzeit nicht vor.

Wir unterstützen Sie gerne bei der Bean-
tragung der A1-Bescheinigung.

ENTSENDUNG – BESCHEINIGUNG „A1“ 

Im Wandel der Zeit gut beraten.



Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) ent-
schied für ein weites Ausmaß der Abga-
benerhöhung bei Selbstanzeigen anläss-
lich einer Außenprüfung.

Macht sich ein Steuerpflichtiger eines 
Finanzvergehens schuldig, kann durch 
die rechtzeitige Erstattung einer Selbst-
anzeige Straffreiheit erlangt werden. 

Werden Selbstanzeigen anlässlich einer 
bereits angekündigten Außenprüfung 
erstattet, tritt strafbefreiende Wirkung 
nur ein, wenn ein Strafzuschlag ent-
richtet wird. Dieser Strafzuschlag wird 
je nach Höhe der Abgabenverkürzung 
gestaffelt festgesetzt. In diesem Zusam-
menhang hat der Verwaltungsgerichts-
hof (VwGH) nunmehr entschieden, 
welche Abgabenansprüche bei der Be-
messung des Strafzuschlages zu berück-
sichtigen sind.

Zusätzlicher Strafzuschlag
zu entrichten

Damit einer Selbstanzeige, die anläss-
lich einer beginnenden Außenprüfung 
erstattet wird, strafbefreiende Wirkung 
zuerkannt wird, ist neben der rechtzei-
tigen Erstattung und der Einhaltung 
bestimmter Formalerfordernisse sowie 
der zeitgerechten Zahlung der geschul-

deten Abgabenbeträge (innerhalb eines 
Monats ab Erstattung der Selbstanzeige 
bzw. ab Bescheidzustellung) zusätzlich 
auch ein Strafzuschlag zu entrichten. 

Der Gesetzgeber wollte damit bezwe-
cken, dass Selbstanzeigen, die erst zu 
einem Zeitpunkt erstattet werden, in 
dem bei verständiger Würdigung der 
Sachlage mit der Tatentdeckung gerech-
net werden muss, nur in Verbindung 
mit einer zusätzlichen Abgabenleistung 
strafbefreiende Wirkung zukommt. 

Der Strafzuschlag ist dabei, abhängig 
von der Höhe der von der Selbstanzeige 
umfassten Abgabenmehrbeträge, wie 
folgt gestaffelt:

•  Mehrbetrag bis EUR 33.000,00 –
Strafzuschlag 5 % 

•  Mehrbetrag von EUR 33.000,00 
bis EUR 100.000,00 –
Strafzuschlag 15 % 

•  Mehrbetrag von EUR 100.000,00
bis EUR 250.000,00 –
Strafzuschlag 20 % 

•  Mehrbetrag über EUR 250.000,00 – 
Strafzuschlag 30 %

Strittig war bis dato, ob von der Bemes-
sung des Strafzuschlages nur jene Ab-

gabenmehrbeträge betroffen sind, die 
sowohl inhaltlich als auch betreffend 
des Prüfungszeitraumes von dem Prü-
fungsauftrag umfasst sind. 

VwGH bejaht weitere
Abgabenerhöhung

Der VwGH hat in diesem Zusammen-
hang entschieden, dass sämtliche von 
der Selbstanzeige umfassten Zeiträume 
und somit auch Abgaben bei der Fest-
setzung des Strafzuschlages zu berück-
sichtigen sind, die nicht im Prüfungsauf-
trag enthalten sind.

Er bejaht damit ein weites Ausmaß der 
Abgabenerhöhung bei Selbstanzeigen 
anlässlich einer Außenprüfung. Die von 
der Prüfungsankündigung umfassten Ab-
gabenarten und Zeiträume sind für Zwe-
cke des Strafzuschlages daher irrelevant.

>  Steuertipp:

Ist eine „Reparatur der Vergangenheit“ 
erforderlich, sollte dies daher am besten 
noch vor Ankündigung einer Außen-
prüfung erfolgen, da in diesem Fall die 
Selbstanzeige auch ohne Zahlung eines 
zusätzlichen Strafzuschlages strafbe-
freiend wirkt.

Wir unterstützen und beraten Sie gerne.

VWGH: ABGABENERHÖHUNG BEI SELBSTANZEIGEN
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www.eca.at  –  Über 20 Standorte vom Bodensee bis zum Neusiedlersee.

> www.eca.at

Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
unserer facebook-Seite /ECA.Beratergruppe

S T E U E R B E R A T U N G
WI RTSC HAFTSPRÜ FU NG
UNTERN EHMENSBERATUNG


